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der Abgeordneten Dr_ HAIDER. Dr_ KRUNES und 
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"Neuerliche ZuschUsse fUr d.ie verstaatlichte' ind~st~ie" 

Zu Frage 1: Wird fUr die geplante Umorganlsation dar varstaatli.ch­
tan Industrie ein neuerlicher Staatszuschuß erforder~ 
lieh sein ? 

Die derzeit in Vorbereitung befindlichen gesellschaftsrechtlichen 
Neuordnungen im Bereich der verstaatlichen Industrie machen es er­
forderlich, KapitalzufUhrungsbeschlUsse, die ursprUnglich erst im 
Laufe des Jahres 1~88 gefaßt werden sollten, zeitlich vorzuziehen_ 
Eine Erhöhung des Gesamtvolumens der erforderlichen Finanzierun­
gen ergibt sich aber daraus nicht_ 

Zu Frage 2: Können Sie insbesondere die Inanspruchnahme der Bun­
deshaftung fUr Kredite verstaatlichter Betriebe aus 
dem Titel der seinerzeitigen "Salcher-Erklärung" aus­
schließen ? 

Eine Inanspruchnahme der Bundeshaftung fUr Kredite von Unterneh­
mungen der ÖIAG-Gruppe aus dem Titel der seinerzeitigen "Salcher­
Erklärung" ist auszuschließen, da diese keine Haftungserklärung 
ist_ DiesbezUglich verweise ich auch auf die s6hriftliche Beant­
wortung der parlamentarischen Anfrage Nr_ 175/J-NR/1983, betref­
fend Garantieerklärung des Bundesministers fUr Finanzen fUr die 
verstaatlichte Industrie, durch den damaligen Bundesminister fUr 
Finanzen_ 

Wien, am 18. Dezember 1987 
~qmin.ster, 
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